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1. Grundsteuer: Nachweis eines niedrigeren

gemeinen Werts im sog. Bundesmodell in

bestimmten Fällen möglich

In den Beschlüssen v. 27.5.2024 (Az. II B 78/23 und
II B 79/23, AdV) hatte der BFH in Bezug auf die Be-
wertung des Grundvermögens für Zwecke der Stpfl.
ab dem 1.1.2025 entschieden, dass Stpfl. die Mög-
lichkeit haben müssen, einen unter dem festgestell-
ten Grundsteuerwert liegenden gemeinen Wert ihres
Grundstücks nachzuweisen und insoweit in den
beiden Verfahren vorläufigen Rechtsschutz gewährt.
Hierauf hat die FinVerw nun mit dem koordinierten
Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder v.
24.6.2024 reagiert. Insoweit soll bei der Feststellung
des Grundsteuerwerts wie folgt vorgegangen wer-
den:

Ansatz eines niedrigeren gemeinen Werts bei der
Bewertung des Grundvermögens für Zwecke der
Grundsteuer ab 1.1.2025:

Im Grundsatz seien auf Grund der typisierenden
und pauschalierenden Wertermittlung damit ein-
hergehende Abweichungen zwischen dem Grund-
steuerwert nach den gesetzlichen Vorgaben und
dem Verkehrswert hinzunehmen. Eine solch typi-
sierende und pauschalierende Wertermittlung sei
auch verfassungsgemäß, soweit ein Verstoß ge-
gen das Übermaßverbot im Einzelfall entweder
durch verfassungskonforme Auslegung der Vor-
schrift oder durch eine Billigkeitsmaßnahme ab-
gewendet werden kann.
Billigkeitsmaßnahmen sind bei der Feststellung
von Grundsteuerwerten aber grundsätzlich aus-
geschlossen.
Im Einzelfall bedarf es daher einer verfassungs-
konformen Auslegung des Gesetzes. Zur verfas-
sungskonformen Anwendung der Bewertungsvor-
schriften zur Feststellung von Grundsteuerwerten
ist daher ein für die gesamte wirtschaftliche Ein-
heit nachgewiesener niedrigerer gemeiner Wert
anzusetzen, wenn der nach den gesetzlichen Vor-
gaben ermittelte Grundsteuerwert den nachge-
wiesenen gemeinen Wert unter Berücksichtigung
der Wertverhältnisse vom Hauptfeststellungszeit-
punkt um mind. 40 % übersteigt. Den Stpfl. trifft

die Nachweislast für einen niedrigeren gemeinen
Wert und nicht eine bloße Darlegungslast.
Als Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts
kann ein Gutachten des zuständigen Gutachter-
ausschusses i.S.d. §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs
oder von Personen, die von einer staatlichen, staat-
lich anerkannten oder nach DIN EN ISO/IEC 17024
akkreditierten Stelle als Sachverständige oder Gut-
achter für dieWertermittlung vonGrundstückenbe-
stellt oder zertifiziert worden sind, dienen. Als
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts kann
darüber hinaus ein im gewöhnlichen Geschäftsver-
kehr innerhalb eines Jahres vor oder nach dem
Hauptfeststellungszeitpunkt zustande gekomme-
ner Kaufpreis über den zu bewertenden Grundbe-
sitz dienen, wenn die maßgeblichen Verhältnisse
der wirtschaftlichen Einheit gegenüber den Verhält-
nissen am Hauptfeststellungszeitpunkt unverän-
dert sind.

Anwendung:

Die zuvor geschilderten Grundsätze sollen in allen
offenen Fällen zur Anwendung kommen.
In Fällen, in denen der Grundsteuerwert den nach-
gewiesenen gemeinen Wert um mindestens 40 %
übersteigt, der Grundsteuerwert aber bestands-
kräftig festgestellt wurde und die Feststellung
nicht mehr nach den Korrekturvorschriften der
Abgabenordnung änderbar ist, ist zu prüfen, ob
die Voraussetzungen für eine fehlerbeseitigende
Wertfortschreibung vorliegen.

Aussetzung der Vollziehung von Bescheiden über
die Feststellung des Grundsteuerwerts:

Im Hinblick auf die Beschlüsse des BFH v.
27.5.2024 gewährt die FinVerw nun Aussetzung
der Vollziehung von Bescheiden über die Feststel-
lung des Grundsteuerwerts, wenn und soweit
schlüssig dargelegt wird, dass der Grundsteuer-
wert den Verkehrswert um mind. 40 % übersteigt.
Bei derGewährung der Aussetzung der Vollziehung
ist die Vorlage eines Verkehrswertgutachtens noch
nicht erforderlich. Substantiierten Angaben des
Stpfl. zur Höhe des Verkehrswerts ist zu folgen. In
diesen Fällen soll im Grundsatz 50 % des Grund-
steuerwerts von der Vollziehung ausgesetzt wer-
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den. Die Aussetzung der Vollziehung soll angemes-
sen befristet und der Stpfl. zumNachweis des nied-
rigeren gemeinen Werts (z.B. durch Vorlage eines
Gutachtens) innerhalb dieser Frist aufgefordert
werden. Infolge der Aussetzung der Vollziehung
des Grundsteuerwertbescheides ist auch die Voll-
ziehung des hierauf beruhenden Grundsteuer-
messbescheides (ggf. anteilig) auszusetzen. Die
betroffenen Kommunen sind über die Aussetzung
zu unterrichten.

Handlungsempfehlung:

Dies verdeutlicht, dass nun deutliche Bewegung auf-
kommt. In Fällen, in denen die nach dem Gesetz ermittelten
Grundstückswerte offensichtlich deutlich über den Ver-
kehrswerten liegen, besteht also dringender Handlungsbe-
darf, um zu erreichen, dass ab 2025 keine überhöhte
Grundsteuer anfällt.

2. Gesetzentwurf zu Entlastungen bei der

Einkommensteuer – Grundfreibetrag und

Kindergeld

Das Bundeskabinett hat zwei Gesetzentwürfe be-
schlossen, die die bereits angekündigten Entlastun-
gen insbesondere beim Einkommensteuertarif vorse-
hen. Nach den nun beschlossenen Entwürfen sollen
die Entlastungen bereits für 2024 eingreifen. Im Ein-
zelnen ist Folgendes vorgesehen:

aktuell neu für

2024

(Entwurf)

ab

1.1.2025

(Entwurf)

ab

1.1.2026

(Entwurf)

Kinderfreibetrag
(je Stpfl. – bei zusam-
men zur Einkommen-
steuer veranlagten
Ehegatten verdoppeln
sich die Beträge)

3 192 € 3 306 € 3336 € 3 414 €

Grundfreibetrag bei
der Einkommensteuer

11 604 € 11 784 € 12084 € 12336 €

Einsetzen des
linearen Einkommen-
steuersatzes von
42 %

66761 € 66 761 € 68430 € 69799 €

Kindergeld 250 € (unverän-
dert)

255 € 259 €

Weiterhin sollen die Grenzbeträge für das Einsetzen
des Solidaritätszuschlages erhöht werden, so dass
der Kreis der Stpfl., die nicht vom Solidaritätszu-
schlag betroffen sind, noch weiter steigen wird bzw.
keine weiteren Stpfl. lediglich auf Grund inflationsbe-
dingter Einkommenssteigerungen vom Solidaritäts-
zuschlag erfasst werden.

Die für 2024 vorgesehenen Änderungen (welche al-
lerdings noch des Beschlusses durch Bundestag
und Bundesrat bedürfen) sollen beim Lohnsteuer-
abzug erstmals für die Lohnabrechnung Dezem-
ber 2024 gelten. Damit wird vermieden, dass mit
Inkrafttreten des Gesetzes sämtliche bereits erstell-
ten Lohnabrechnungen für 2024 korrigiert werden
müssen. Die Lohnabrechnungen Januar 2024 bis
November 2024 bleiben also unverändert. Die
lohnsteuerliche Berücksichtigung der steuerlichen
Entlastung für 2024 erfolgt vielmehr insgesamt bei

der Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für
Dezember 2024.

Außerhalb des Lohnsteuerabzugs profitieren die
Stpfl. von dieser Änderung für 2024 erst bei der Ein-
kommensteuerveranlagung für 2024 oder bei einer
nach Verabschiedung des Gesetzes erfolgenden An-
passung der Vorauszahlungen zur Einkommensteuer
2024.

Hinweis:

Abzuwarten bleibt der weitere Gang des Gesetzgebungs-
verfahrens, so dass es noch zu Änderungen kommen kann.
Insbesondere werden insoweit die für den Herbst zu erwar-
tenden Zahlen des 15. Existenzminimumberichts einzuar-
beiten sein, soweit diese von den aktuell angesetzten Wer-
ten abweichen.

3. Steuerfreie Zuschläge bei Bereitschafts-

diensten

In einer große Breitenwirkung entfaltenden Entschei-
dung v. 11.4.2024 (Az. VI R 1/22) hat der BFH festge-
stellt, dass

die Steuerfreiheit von Zuschlägen für Bereit-
schaftsdienste, die außerhalb der regelmäßigen
Arbeitszeit erbracht und gesondert vergütet wer-
den, sich nach dem Arbeitslohn für die regelmäßi-
ge Arbeitszeit und nicht nach dem Bereitschafts-
dienstentgelt bemisst.
Nicht erforderlich ist, dass der Arbeitnehmer für
die zuschlagsbewehrte Tätigkeit neben den Er-
schwerniszuschlägen einen Anspruch auf Grund-
lohn hat.

Damit weicht das Gericht ausdrücklich von seiner
früheren Rechtsprechung (Urteil v. 27.8.2002, Az.
VI R 64/96) ab.

Im Streitfall betreibt die Stpfl. eine Förderschule mit
angeschlossenem Internat für Kinder und Jugendli-
che mit Beeinträchtigungen. Die in Wohngruppen
lebenden Kinder und Jugendlichen werden von den
Mitarbeitern auch in der Nacht betreut. Die Arbeits-
entgelte waren im Wesentlichen wie folgt geregelt:

Die wöchentliche regelmäßige Arbeitszeit des Be-
treuungspersonals betrug im Streitzeitraum bei
Vollzeitbeschäftigung durchschnittlich 39 Stun-
den. Die regelmäßigen monatlichen Dienstbezüge
setzten sich aus der monatlichen Regelvergütung,
dem sogenannten Tabellenentgelt, der Kinderzu-
lage und den sonstigen Zulagen zusammen. Die
Zeit der nächtlichen Beaufsichtigung wurde gem.
den arbeitsvertraglichen Regelungen als Bereit-
schaftsdienst behandelt.
Nach den arbeitsvertraglichen Regelungen wurde
die Bereitschaftsdienstzeit zum Zwecke der Ent-
geltberechnung faktorisiert und nur zu 25 % als
Arbeitszeit entgolten. Daneben erhielten die Mitar-
beiter für den Bereitschaftsdienst in den Nacht-
stunden je tatsächlich geleisteter Stunde einen
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Zeitzuschlag i.H.v. 15 % des auf eine Stunde um-
gerechneten individuellen Tabellenentgelts.
Das den Mitarbeitern danach zustehende Bereit-
schaftsdienstentgelt buchte die Stpfl., soweit die
faktorisierte Arbeitszeit entgolten wurde, unter der
Lohnart 100 und versteuerte diesen Lohn regulär.
Den Zeitzuschlag für die Zeit von 0:00 Uhr bis
6:00 Uhr zahlte sie steuerfrei aus, führte hierüber
entsprechende Aufzeichnungen und buchte die-
sen als Lohnart 120 gesondert.

Nach einer Lohnsteuer-Außenprüfung gelangte das
Finanzamt zu der Auffassung, die den Beschäftigten
gezahlten Zuschläge hätten über den im Gesetz ge-
nannten Höchstgrenzen gelegen und seien insoweit
zu Unrecht steuerfrei ausgezahlt worden. Als Bemes-
sungsgrundlage für die Steuerfreiheit der Zuschläge
und damit als Grundlohn i.S.d. Berechnung der
höchstzulässigen Beträge sei nicht das Tabellenent-
gelt, sondern lediglich das Entgelt für den Bereit-
schaftsdienst anzusetzen.

Der BFH bestätigt nun aber die Steuerfreiheit der
streitigen Nachtarbeitszuschläge. Die Steuerfreiheit
der streitigen Nachtarbeitszuschläge sei zu Recht
nach den regelmäßigen monatlichen Dienstbezügen
der Beschäftigten (Grundlohn) und nicht nach dem
Bereitschaftsdienstentgelt bemessen.

Hintergrund ist, dass die Steuerfreiheit von solchen
Zuschlägen an folgende Voraussetzungen geknüpft
ist:

Nach der gesetzlichen Regelung sind Zuschläge,
die für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier-
tags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn ge-
zahlt werden, steuerfrei, soweit sie die im Gesetz
genannten Grenzen des Grundlohns nicht über-
steigen. Grundlohn ist der laufende Arbeitslohn,
der dem Arbeitnehmer bei der für ihn maßgeben-
den regelmäßigen Arbeitszeit für den jeweiligen
Lohnzahlungszeitraum zusteht; er ist in einen
Stundenlohn umzurechnen und mit höchstens
50 € anzusetzen. Grundlohn (laufender Arbeits-
lohn) steht dem Arbeitnehmer zu, wenn er diesem
bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Ar-
beitszeit für den jeweiligen Lohnzahlungszeitraum
auf Grund arbeitsvertraglicher Vereinbarung ge-
schuldet wird. Ob und in welchem Umfang der
Grundlohn dem Arbeitnehmer tatsächlich zufließt,
ist für die Bemessung der Steuerfreiheit der Zu-
schläge ohne Belang.
Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist weiter,
dass die Zuschläge neben dem Grundlohn geleis-
tet werden; sie dürfen nicht Teil einer einheitlichen
Entlohnung für die gesamte, auch an Sonn- und
Feiertagen oder nachts geleistete Tätigkeit sein.
Hierfür ist regelmäßig erforderlich, dass in dem Ar-
beitsvertrag zwischen der Grundvergütung und
den Erschwerniszuschlägen unterschieden und
ein Bezug zwischen der zu leistenden Sonntags-,
Feiertags- oder Nachtarbeit und der Lohnhöhe
hergestellt ist. Es muss sich bei den Zuschlägen
objektiv um ein zusätzlich (zum Grundlohn) ge-

schuldetes Arbeitsentgelt für Sonntags-, Feier-
tags- oder Nachtarbeit handeln.
Darüber hinaus muss die Zahlung des Zuschlags
zweckbestimmt erfolgen. Die Steuerbefreiung
setzt dementsprechend voraus, dass die neben
dem Grundlohn gewährten Zuschläge für tatsäch-
lich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nacht-
arbeit gezahlt worden sind. Hierzu zählt jede zu
den begünstigten Zeiten tatsächlich im Arbeitge-
berinteresse ausgeübte Tätigkeit des Arbeitneh-
mers. Ohne Bedeutung ist hingegen die arbeits-
zeitrechtliche Einordnung der Tätigkeit nach dem
Arbeitszeitgesetz. Die Herausnahme bestimmter
Zeiten aus der Arbeitszeit im Sinne des gesetzli-
chen Arbeitszeitschutzrechts schließt es folglich
nicht aus, die zu diesen Zeiten vom Arbeitnehmer
de facto erbrachten Arbeitsleistungen als tatsäch-
lich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nacht-
arbeit zu qualifizieren.
Zudem erfordert die Steuerfreiheit der Zuschläge
grundsätzlich Einzelaufstellungen der tatsächlich
erbrachten Arbeitsstunden an Sonn- und Feierta-
gen oder zur Nachtzeit.

Nach diesen Maßstäben waren im Streitfall die Zu-
schläge steuerfrei zu belassen. Die Stpfl. hat die
steuerfrei belassenen Nachtarbeitszuschläge neben
dem Grundlohn (zusätzlich) geleistet. Auch steht der
Steuerfreiheit der Zuschläge nicht entgegen, dass
die Mitarbeiter der Stpfl. während ihrer Bereitschafts-
dienste keinen Anspruch auf Grundlohn hatten, son-
dern diese Tätigkeit mit dem Bereitschaftsdienstent-
gelt „gesondert“ vergütet wurde. Die Höhe der
Steuerfreiheit der Nachtarbeitszuschläge ist nicht
nach dem (anteilig) für den Bereitschaftsdienst ge-
zahlten Bereitschaftsdienstentgelt, sondern nach
dem vollen auf eine Stunde umgerechneten indivi-
duellen Tabellenentgelt zu bemessen. Denn nur das
Tabellenentgelt ist der Grundlohn i.S. dieser Vor-
schrift und damit die maßgebliche Größe, nach der
die Steuerfreiheit der Zuschläge der Höhe nach zu
berechnen ist.

Handlungsempfehlung:

Diese Entscheidung dürfte in der Praxis vielfach zur An-
wendung kommen. Insoweit sind die Abrechnungen im
Einzelfall zu überprüfen und ggf. anzupassen.

4. Erste steuerliche Maßnahmen der

„Wachstumsinitiative“ auf den Weg

gebracht

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung eines
Steuerfortentwicklungsgesetzes wurden erste Maß-
nahmen der sog. Wachstumsinitiative auf den Weg
gebracht. Von der Bundesregierung wurden folgende
Gesetzesänderungen in das Gesetzgebungsverfah-
ren eingebracht:

Degressive Abschreibung: Aktuell gilt die de-
gressive Abschreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens befristet für
Anschaffung/Herstellung nach dem 30.3.2024
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und vor dem 1.1.2025 und zwar mit dem Zwei-
fachen des linearen AfA-Satzes, maximal 20 %.
Vorgesehen ist nun, den Geltungsbereich bis
Ende 2028 zu verlängern. Auch soll die degres-
sive Abschreibung ab 2025 wieder das Zweiein-
halbfache der linearen AfA, max. 25 % betra-
gen.

Sammelposten: Die bestehende Regelung zur
Abschreibung abnutzbarer beweglicher Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens mittels
Sammelposten soll deutlich ausgeweitet werden
und ab 2025 für Wirtschaftsgüter mit Nettoan-
schaffungskosten zwischen 800 € und 5 000 €

(bisher zwischen 250 € und 1 000 €) gelten.
Zugänge solcher Wirtschaftsgüter können in
einen jahresbezogenen Sammelposten einge-
stellt werden, der im Wirtschaftsjahr der Bildung
und den folgenden zwei Wirtschaftsjahren mit
jeweils einem Drittel aufgelöst wird (bisher Ver-
teilung auf fünf Jahre mit Auflösung zu jeweils
einem Fünftel). Zukünftig soll darüber hinaus
der Sammelposten neben der Sofortabschrei-
bung für geringwertige Wirtschaftsgüter an-
wendbar sein: Bei Anschaffungskosten bis 800 €

kann die Sofortabschreibung gewählt werden und
bei Anschaffungskosten über 800 € und bis
5 000 € kann der Sammelposten (zukünftige Be-
zeichnung: Pool-Abschreibung) gebildet werden
mit einer typisierenden Auflösung über drei Jah-
re. Die Nutzung der Pool-Abschreibung hat den
Vorteil, dass für die erfassten Wirtschaftsgüter
keine individuelle Nutzungsdauer bestimmt wer-
den muss.

Abschreibung geringwertiger Wirtschaftsgü-
ter: Nach aktuellem Stand können geringwertige
Wirtschaftsgüter – also bei Anschaffungskosten
bis 800 € – zwar im Jahr der Anschaffung un-
mittelbar in voller Höhe abgeschrieben werden
(Sofortabschreibung), jedoch müssen auch diese
Wirtschaftsgüter in das Anlageverzeichnis aufge-
nommen werden. Für geringwertige Wirtschafts-
güter und ebenso für Wirtschaftsgüter, für die ein
Sammelposten gebildet wird, soll diese Aufzeich-
nungs- und Dokumentationspflicht ab 2025 ent-
fallen. Im Übrigen ist aber nicht vorgesehen, die
Betragsgrenze für geringwertige Wirtschaftsgüter
anzuheben.

Forschungszulage: Die maximale Bemessungs-
grundlage für die Forschungszulage soll erneut
angehoben werden, und zwar von aktuell
10 Mio. € auf für nach dem 31.12.2024 entstande-
ne förderfähige Aufwendungen 12 Mio. €.

Hinweis:

Dieses Gesetz bedarf der Zustimmung von Bundestag und
Bundesrat. Der weitere Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens bleibt abzuwarten. Insoweit kann es noch zu Änderun-
gen kommen.

5. Mitteilungspflicht über den Einsatz bzw.

die Außerbetriebnahme von elektro-

nischen Kassensystemen

Bereits vor einigen Jahren war eine Mitteilungspflicht
über den Einsatz bzw. die Außerbetriebnahme von
elektronischen Kassensystemen gesetzlich verankert
worden. Sinn dieser Regelung soll sein, dass die Fi-
nanzämter einen Überblick haben, bei welchen Stpfl.
elektronische Kassensysteme zum Einsatz kommen.
Diese Mitteilungspflicht war allerdings bislang noch
nicht anzuwenden, da schlicht eine technische Mög-
lichkeit zur (verpflichtenden) elektronischen Über-
mittlung von der FinVerw noch nicht bereitgestellt
wurde. Die FinVerw teilt nun mit, dass die elektroni-
sche Übermittlungsmöglichkeit über das Programm
„Mein ELSTER“ und die ERiC-Schnittstelle ab dem
1.1.2025 zur Verfügung gestellt wird.

Daher gilt zur Mitteilungspflicht über den Einsatz
bzw. die Außerbetriebnahme von elektronischen
Kassensystemen:

Die Mitteilung von vor dem 1.7.2025 angeschaff-
ten elektronischen Aufzeichnungssystemen ist
bis zum 31.7.2025 zu erstatten.
Ab dem 1.7.2025 angeschaffte elektronische
Aufzeichnungssysteme sind innerhalb eines
Monats nach Anschaffung mitzuteilen. Dies gilt
ebenfalls für ab dem 1.7.2025 außer Betrieb ge-
nommene elektronische Aufzeichnungssysteme.
Die Mitteilung der Außerbetriebnahme elektro-
nischer Aufzeichnungssysteme setzt allerdings
vorher die Mitteilung der Anschaffung voraus.
Elektronische Aufzeichnungssysteme, die vor
dem 1.7.2025 endgültig außer Betrieb genom-
men wurden und im Betrieb nicht mehr vorge-
halten werden, sind nur mitzuteilen, wenn die
Meldung der Anschaffung des elektronischen
Aufzeichnungssystems zu diesem Zeitpunkt be-
reits erfolgt ist.
Daneben ist zu beachten, dass bei jeder Mitteilung
stets alle elektronischen Aufzeichnungssysteme
einer Betriebsstätte in der einheitlichen Mitteilung
zu übermitteln sind.
Nicht angeschaffte, sondern z.B. gemietete oder
geleaste elektronische Aufzeichnungssysteme
stehen angeschafften elektronischen Aufzeich-
nungssystemen gleich, so dass auch deren Ein-
satz mitzuteilen ist.

Handlungsempfehlung:

Aktuell sollte bereits eine Aufnahme der eingesetzten Ge-
räte und der dafür mitzuteilenden Daten erfolgen.

Hinweis:

Entsprechende Mitteilungspflichten gelten für EU-Taxa-
meter und Wegstreckenzähler.
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